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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für internationalen Handel ersucht den federführenden Ausschuss für 

Binnenmarkt und Verbraucherschutz, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

1. betont, dass die externe Dimension der europäischen Strategie, die auch den 

internationalen Handel umfasst, aufgrund der Integration der Märkte immer mehr an 

Bedeutung gewinnt und daher eine geeignete außenpolitische Strategie im Hinblick auf 

nachhaltiges Wachstum, Beschäftigung und die Stärkung des Binnenmarkts für die 

Unternehmen entsprechend den Zielen der Strategie Europa 2020 wirklich nützlich sein 

kann; 

2.  betont, dass Kohärenz zwischen den internen und externen Politiken der Union und ihren 

übergeordneten Zielen bestehen muss; betont, dass interne Politikziele die Grundlage der 

Ziele der Außenhandelspolitik bilden müssen; fordert mit Nachdruck, dass eine solche 

Kohärenz im Kontext multilateraler und bilateraler Handelsabkommen durch vorab 

durchgeführte Nachhaltigkeitsprüfungen und regelmäßige nachträgliche Bewertungen, 

durch die Aufnahme von Menschenrechtsklauseln sowie von Klauseln zur sozialen und 

ökologischen Verantwortung in Abkommen und durch deren Inkraftsetzung einschließlich 

angemessener Maßnahmen im Falle der Nichteinhaltung gewährleistet wird; betont, dass 

mit internationalen Handelsabkommen auch eine Harmonisierung von Bestimmungen und 

Standards insbesondere für KMU verfolgt werden sollte; 

3.  vertritt die Auffassung, dass eine Stärkung des europäischen Binnenmarktes Fortschritte 

bei der Festlegung von Mindeststandards und eine enge Zusammenarbeit im Hinblick auf 

die Besteuerung von in der Europäischen Union ansässigen Unternehmen und deren 

Tätigkeiten in Handelspartnerstaaten erfordert; 

4.  bekräftigt, dass die Einhaltung hoher europäischer und internationaler Standards für die 

Verwirklichung von sozialem Fortschritt, den Verbraucherschutz und für nachhaltiges 

Wirtschaftswachstum eine ausschlaggebende Rolle spielt und dass sich die Handelspartner 

der EU den Regeln unterwerfen müssen, damit EU-Unternehmen international gleiche 

Ausgangsbedingungen im Hinblick auf die Wettbewerbsfähigkeit vorfinden, und dass 

diese in dem Bewusstsein durchgesetzt werden müssen, dass ihre Nichteinhaltung einen 

Verstoß gegen internationale Verpflichtungen darstellt, was die Funktionsfähigkeit des 

Binnenmarktes erheblich beeinträchtigt; 

5.  ist besorgt über die potenziellen Auswirkungen der Handelsabkommen, die im Rahmen 

des GATS-Mode 4 abgeschlossen wurden, auf die europäischen Arbeitsmärkte; fordert die 

Kommission daher nachdrücklich auf, vor dem Abschluss jeglicher Handelsabkommen 

eine Nachhaltigkeitsprüfung unter Mitwirkung der Sozialpartner auf der Ebene der EU 

und auf einzelstaatlicher Ebene zu veranlassen; 

6.  betont, dass die Handelspolitik zu einem wirklichen Instrument für nachhaltige 

Entwicklung und für die Schaffung von mehr und besseren Arbeitsplätzen umgewandelt 

werden muss; fordert die Kommission auf, eine Handelspolitik zu entwickeln, die mit 

einer starken Industriepolitik in Einklang steht, durch die viele Arbeitsplätze geschaffen 
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werden; 

7.  betont, dass die Verletzung der Rechte des geistigen Eigentums mit Blick auf die 

Förderung von Innovation und Wettbewerbsfähigkeit in der EU mit allen verfügbaren 

rechtlichen Schritten bekämpft werden muss, da der internationale Schutz der Rechte des 

geistigen Eigentums und insbesondere der Schutz von Handelsmarken und geografischen 

Herkunftsbezeichnungen nicht nur für die Förderung von Innovationen wesentlich ist, 

sondern auch für den Schutz der Arbeitsplätze von Bürgern der EU in vielen 

Wirtschaftszweigen in der Union, die durch die Verletzung der Rechte des geistigen 

Eigentums und durch Produktpiraterie gefährdet sind; fordert innovative Ansätze zur 

Absicherung der Urheberrechte im digitalen Zeitalter, die die umfassende Achtung der 

Grundrechte, der Privatsphäre und der Neutralität des Internet gewährleisten; 

8.  betont ferner, dass der Schutz und die Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums 

im Rahmen eines breiter angelegten Konzepts unter Beachtung der Rechte und 

Bedürfnisse der Verbraucher und Bürger der EU weiterentwickelt werden sollten, ohne 

jedoch einen Widerspruch mit anderen internen und externen Politikbereichen der EU wie 

z. B. Förderung der Informationsgesellschaft, Förderung von Bildung, Gesundheitswesen, 

Entwicklung in Drittstaaten und Förderung der biologischen und kulturellen Vielfalt auf 

internationaler Ebene hervorzurufen; 

9.  fordert die Kommission auf, in Zusammenarbeit mit allen Beteiligten eine stimmige und 

ausgewogene Strategie für die Innovationsförderung und die Unterstützung innovativer 

Unternehmen als Weg der bestmöglichen Anerkennung von Kreativität auszuarbeiten, und 

die Grundrechte wie z. B. das Recht auf Privatsphäre und auf den Schutz 

personenbezogener Daten zu schützen; 

10. hält es für wichtig, dass bei den Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge an 

Industriestaaten und aufstrebende Schwellenländer Symmetrie und Transparenz 

insbesondere für KMU sichergestellt werden, während gleichzeitig uneingeschränkt die 

Notwendigkeit einer besonderen und differenzierten Behandlung von 

Entwicklungsländern und der Multifunktionalität der Bestimmungen im Bereich der 

Auftragsvergabe zu berücksichtigen ist, und dass in Bezug auf Investitionen 

sicherheitsbewusstes und vorausschauendes Handeln gewährleistet werden muss; betont, 

dass die Integration der Weltmärkte mit einigen Vorteilen einhergeht; ist sich jedoch der 

Tatsache bewusst, dass in einigen Fällen internationale Unternehmen gegen die 

Menschenrechte und gegen das Arbeitsrecht verstoßen und auch Umweltschäden 

verursacht haben; weist darauf hin, dass Unternehmen Pflichten unterliegen, und fordert, 

dass in Handelsabkommen eine Klausel zur sozialen Verantwortung der Unternehmen 

aufgenommen wird; 

11. vertritt ferner die Auffassung, dass im Rahmen der künftigen Investitionspolitik der EU 

Investitionen gefördert werden müssen, die nachhaltig sind, bei denen das Recht der 

Regierungen geachtet wird, im öffentlichen Interesse regulierend einzugreifen, und durch 

die gute Arbeitsbedingungen in den durch diese Investitionen geförderten Unternehmen 

begünstigt werden; 

12. fordert die Kommission auf, für eine bessere Koordinierung der Maßnahmen für KMU auf 

Binnenmarktebene sowie auf internationaler Ebene zu sorgen und KMU mit 
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Handelspotenzial zu ermitteln und zu fördern; vertritt die Auffassung, dass die 

Mitgliedstaaten mehr unternehmen sollten, um die KMU dazu anzuhalten, Instrumente 

wie z. B. die Marktzugangsdatenbank und den Helpdesk für Ausfuhren zu nutzen; 

13. fordert die Kommission nachdrücklich auf, den Schwerpunkt bei der Beförderung von 

Personen und von Gütern, die auf dem Binnenmarkt sowie mit Nachbarländern gehandelt 

werden, eindeutig auf das Schienenverkehrsnetz zu legen; 

14. stellt fest, dass multinationale Konzerne und ihre Niederlassungen die Hauptakteure der 

Globalisierung der Wirtschaft und des internationalen Handels sind, und dass 

multinationale Konzerne entsprechend den zehn Prinzipien des „Global Compact“ der 

Vereinten Nationen dazu aufgefordert sind, eine Reihe von Grundwerten in den Bereichen 

Menschenrechte, Arbeitsstandards, Umwelt und Korruptionsbekämpfung anzunehmen, 

diese zu unterstützen und umzusetzen; stellt ferner fest, dass die Nichteinhaltung der 

geltenden Rechtsvorschriften in Drittstaaten, in denen EU-Unternehmen beliebiger Größe 

tätig sind, ein Vergehen oder eine Straftat zu Lasten insbesondere der Arbeitnehmer in 

dem betroffenen Drittstaat darstellt und zu einer Verbreitung weniger strenger sozialer, 

ökologischer und steuerrechtlicher Standards führen kann, wenn diese Nichteinhaltung 

fortgesetzt würde und ungestraft bliebe, was sich auch auf die Arbeitnehmer in der EU 

negativ auswirken würde; ist fest davon überzeugt, dass die Richtlinie über die 

Entsendung von Arbeitnehmern nicht zur Bildung von zwei Klassen von Bürgerrechten 

innerhalb eines einzigen Unternehmens oder an einem Standort führen darf; 

15. regt generell an, dass zukünftige, von der Union ausgehandelte Handelsabkommen ein 

Kapitel über die nachhaltige Entwicklung enthalten, das sich auf die Grundsätze der 

sozialen Verantwortung der Unternehmen stützt, wie sie in der 2010 aktualisierten 

Fassung der OECD-Leitlinien für multinationale Unternehmen festgelegt wurden. 
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